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Verbraucherpolitik 
Verbraucherpolitik. I. G r u n d I a g e n . 
Verbraucherpolitische Zielvorstellungen kön-
nen regelmäßig darauf zurückgeführt werden, 
daß entgegen marktwirtschaftliehen Idealvor-
stellungen Verbraucher eine schwächere Posi-
tion gegenüber der Anbieter- bzw. Produzen-
tenseite besitzen. V. hat das Ziel, eine bessere 
Durchsctzung von Verbraucherinteressen zu 
ermöglichen, soll also zu einer Verbesserung 
der Bedürfnisbefriedigung von Konsumenten 
beitragen. Kontrovers sind die Ansät;;e, die 
zur Legitimation und Konkretisierung der 
Ziele der V. diskutiert werden und verschie-
dene Konzeptionen der V. kennzeichnen: ord-
nungspolitisch begründete Ziele, die auf die 
(Wieder-)Hcrstcllung funktionsfähigen Wett-
bewerbs abstellen; elitär begründete Ziele, die 
Marktversagen als Faktum hinnehmen und 
auf normative Leitbilder wie z. B. "Lebens-
qualität", "Selbstverwirklichung'' usw. re-
kurrieren; partizipa to risch-emanzi pa torisehe 
Zielbegründung, bezieht sich auf den Prozcß 
einer aktiven Teilhabe der Verbraucher an der 
Artikulation und Durchsetzung ihrer Bedürf-
nisse in gesellschaftlich verantwortlicher 
Weise. 
li. K o n z e p t i o n e n . ). Wettbelrerbsmo-
dell: Verbraucherpolitische Probleme treten 
im marktwirtschaftliehen Modell lediglich als 
Randerscheinung auf, weil klassischer Theorie 
zufolge der alleinige Zweck von Produktions-
akten der Konsum darstellt (Adam Smith). 
Mit ihren rationalen Kaufentscheidungen 
steuern die Verbraucher entsprechend ihrer 
individuellen Präferenzordnung die Pro-
duktions- und Anbicterentscheidungen (prin-
zipielle Konsumentensouveränität). Infor-
mationsdefizite bei Verbrauchern und Wett-
bewerbsbeschränkungen durch Anbieter 
(Marktkonzentration; Marktmacht) sollen sy-
stemkonform durch eine aktive staatliche 
Wettbewerbspolitik beseitigt werden~ dazu 
zählt auch eine Verbesserung der Markttrans-
parenz durch verbrauchergerichtete lnforma-
tionspolitik. - 2. Schutz- und Gegenmachtmo-
dell: Eine prinzipiell asymmetrische Macht-
verteilung zwischen Anbietern des privaten 
und öffentlichen Gütersektors wird unter-
stellt; diese strukturelle Dominanz der Anbie-
terinteressen kann durch Wettbewerbs-
politik alleine nicht neutralisiert werden. Auf-
gabe der V. ist es, zwischen Verbraucher- und 
Anbieterinteressen zu vermitteln. Einerseits 
sollen Verbraucher durch Einsatz des Instru-
mentes Verbrauchererziehung dazu gebracht 
werden, ihre Rolle im Markt aktiver, bewuß-
ter wahrzunehmen; dazu gehört auch die kriti-
sche Reflexion der individuellen Bedürfnis-
struktur. Andererseits werden, wegen der 
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prinzipiellen Machtvorteile der Anbictcr, 
Rechtsnormen benötigt, die auf den Schutz der 
Verbraucher gerichtet sind, um Handlungs-
möglichkeiten der Anbieter einzuschränken 
(Schutz vor irreführender Werbung; Schutz 
vor gefährlichen Produkten usw.). Marktun-
gleichgewichten soll weiterhin durch eine kol-
lektive Vertretung von Verbraucherintercssen, 
also durch organisatorische Gegenmachtbi/-
dung, begegnet werden.- 3. Partizipationsmo-
dell: Der auf das Marktparadigma bezogene 
Bedürfnisbegriff wird wegen seines rein öko-
nomischen Gehaltes als verkürzt kritisiert. 
Gefordert wird die Berücksichtigung der Ent-
stehung und des Wandels von Verbraucherbe-
dürfnissen sowie die Antizipation deren Fol-
gen (ausdrückliche Beachtung externer 
Effekte). Dazu ist eine institutionelle Absiche-
rung partizipativer Einnußnahmen von Ver-
brauchern auf die Entscheidungsprozesse öf-
fentlicher und privater Anbietcr notwendig. 
Die traditionelle, rein reaktive V. soll durch 
eine "ex ante"-V. abgelöst werden, die eine 
frühzeitige, direkte Einflußnahme von Ver-
brauchern bzw. legitimierten Verbraucherver-
tretern auf das Güterangebot erlaubt. 
III. Hand 1 u n g s b er eiche der V. Die 
am Wettbewerbsmodell ausgerichtete V. in 
der BRD weist in ihren prinzipiellen Hand-
lungsbereichen kaum Abweichungen zu ande-
ren marktwirtschaftlich verfaßten Ländern 
auf; im Vordergrund stehen Maßnahmen der 
Verbraucherinforma tion, des Rechtsschutzes 
und der Verbrauchcrerziehung. - 1. Verbrau· 
cherinformation: Der Verbraucher soll mög-
lichst aktuelle Informationen über das Güter-
angebot (Konsummöglichkciten) über mög~ 
liehst verschiedene Kommunikationskanäle 
erhalten. Dadurch sollen einseitige, verzerrte 
Anbieterinformationen ergänzt und richtigge-
stellt werden. Herstellung eines höheren Gra-
des von Markttransparenz ist das Ziel. Wich-
tige Informationskanäle sind: produktbe-
gleitende Informationen (Gebrauchsanlei-
tung; Dosierung; Zusammensetzung), Ver· 
braucherberatung, Einsatz von Massen-
medien (Zeitschrift "test" der Stiftung Waren-
test, Berlin). Von der staatlichen V. werden 
vor allem die Verbraucherberatung und die 
Arbeit der Stiftung Warentest finanziell unter-
stützt. - 2. Rechtsschutz: Eine Fülle von Ge-
und Verboten, fixiert in zivil- und öffentlich-
rechtlichen Regelungen, sollen die Stellung 
des Verbrauchers gegenüber den Marketing-
Praktiken von Anbietern stärken. Ihrem Re-
gelungsbereich nach lassen sie sich wie folgt 
untergliedern: a) Reglementierung des Anbie-
terhandelns auf Konsumgütcrmärktt:n (Bsp.: 
LMBG-Gesetz; UWG; GWB; AbzG; AGB-
Gesetz, Mietrecht); b) Reglementierung des 
Handeins öffentlicher Anbicter (Bsp.: Infor-
mationsrechte bei der Planung öffentlicher 
Güter); c) Schutz individueller Rechtsgüter 
vor Verletzungen durch Anbieter (Bsp.: Pro-
duzentenhaftung; Haftung für Planungsfeh-
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ler; Entschiidigungsrecht). - O!Ten bleibt, ob 
im Einzelfall der Verbraucher zur Rechts-
durchsetzung in der Lage ist.- 3. Verbraucher-
erziehung: Bereits in der Schule sollen Men-
schen auch auf die Rolle des Konsumenten 
vorbereitet werden. Inhalte einer jeweils 
lebcnszyklus-spezifischen Verbrauchererzie-
hung könnten sein: sozioökonomische Zu-
sammenhänge eines Wirtschaftssystems; 
Struktur von Haushaltbud!reten tscheid ungcn: 
Genese von Bedürfnissen; rnaterielle und~im­
materielle Konsummöglichkei:en; Möglich-
keiten zur Artikulation und Durchsetzung 
von Verbraucherinteressen. 
IV. Organisationsformen der V. 
In der V. der BRD dominiert die Fremdorga-
nisation; d. h. Verbraucherinteressen werden 
repräsentativ wahrgenommen, eine direkte, 
unmittelbare Einl1ußmöglichkeit durch ein-
zelne Verbraucher besteht nur ansatzweise. -
L Die wichtigsten Organisationen, die Ver-
braucherinteressen repräsentieren oder aber 
verbraucherrelevante Informationen produ-
zieren, sind: Arbeitsgemeinschaft der Ver-
braucherverbände (AgV); 11 Yerbraucherzen-
tralen; Stiftung Warentest; Verein zum Schutz 
der Verbraucher gegen unlauteren Wettbe-
werb; Stiftung Vcrbraucherinstitut. Die 
Fremdorganisation von Verbrauchern wirft 
Legitimations- und Kontrollprobleme auf: In 
wessen Namen handeln solche Organisationen 
eigentlich, wenn sie dem direkten Einfluß von 
Verbrauchern entzogen sind?- 2. Ergänzend 
zu diesen Selbsthilfe-Organisationen kommen 
Diensstellen des Bundes und der Länder, die 
sich speziell der V. widmen: Verbraucherrefe-
rate bei den Wirtschaftsministerien, Verbrau-
cherbeirat beim Bundesminister für Wirt-
schaft, Verbraucherausschuß beim Bundes-
minister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten u.ä.m.- 3. Eine Rückbindung der V. 
an die Basis sollen Formen der Selbstorganisa-
tion gewährleisten: direkte Zusammenschlüsse 
von Verbrauchern in dauerhafter Form (Ver-
brauchcrvereine), fallweise (punktuelle Streik-
und Boykottaktionen) oder zum Zwecke des 
kollektiven Konsums von Gütern (Nutzungs-
gemeinschaften, Tauschorganisationen). 
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